
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Stadt Weiterstadt, Stadtteil Riedbahn 
 

Bebauungsplan  
 

„Südlich der B 42“ 
 

 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der erneuten Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen (Frist bis zum 
22.04.2016). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterstadt und Linden, 15.06.2016 
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Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 
 
Stellungnahmen mit Anregungen  

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(21.03.2016) 

Fraport AG (11.04.2016) 
Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main (21.04.2016)  
hessenArchäologie (31.03.2016) 
Hessen Mobil, Straßen und Verkehrsmanagement Darmstadt (22.04.2016) 
IHK Darmstadt RheinMainNeckar (21.04.2016) 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg (21.04.2016) 
PLEdoc GmbH (12.04.2016) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (22.04.2016) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (17.03.2016) 
 
Stellungnahmen ohne Anregungen 

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (05.04.2016) 
Deutsche Telekom Technik GmbH (15.04.2016) 
Exxon Mobil Production Deutschland GmbH (15.03.2016) 
Magistrat der Stadt Mörfelden (18.03.2016) 
Magistrat der Stadt Weiterstadt, Stadtwerke Weiterstadt (17.03.2016) 
NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (21.04.2016) 
RMV Rhein-Main Verkehrsverbund (20.04.2016) 
Unitymedia NRW GmbH (07.04.2016) 
 
Keine Stellungnahme abgegeben haben 

Amt für Bodenmanagement Heppenheim  
Boden- und Beregnungsverband Gräfenhausen  
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen 
BUND 
DADINA Nahverkehrsorganisation Darmstadt 
Deutsche Bahn AG 
Gemeindevorstand der Gemeinde Büttelborn 
Gemeindevorstand der Gemeinde Erzhausen 
Gewerbeverein Gräfenhausen 

HEAG Südhessische Energie AG  
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz  
Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
Hessen-Forst, Forstamt Darmstadt  
HSE Technik GmbH & Co. KG 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege  
Landesjagdverband 
Landeswohlfahrtsverband 
Magistrat der Stadt Griesheim 
Magistrat der Stadt Darmstadt 
Mainova AG 
Naturschutzbund Deutschland, Hessen-Wetzlar 
Naturschutzbund Deutschland, Ortsgruppe Weiterstadt 
Ortslandwirt Markus Mager, Weiterstadt  
Polizeipräsidium Südhessen 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Wanderverband Hessen 
Wasserverband Modaugebiet 
 
 
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a 
Abs. 3 BauGB 

Celesio AG, 70376 Stuttgart (18.04.2016) 
Emons Spedition GmbH, 64331 Weiterstadt (21.04.2016) 
Schwarz & Kollegen, Rechtsanwälte und Notarin, 64283 Darmstadt, für Herrn Angelo 

Cremato, 64331 Weiterstadt (22.04.2016) 
STG Starkenburger Grundstücksgesellschaft mbH, 45131 Essen (06.05.2016) 
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Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(21.03.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 und 2: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur 
vorliegenden Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die vorgebrachten Hinweise werden zur weitergehenden Berücksichtigung bei 
Bauplanung und Bauausführung in die Begründung zum Bebauungsplan 
aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus 
kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 

 1. 

2. 
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Fraport AG (11.04.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der angesprochenen Stellungnahmen vom 01.11.2011 und 29.01.2015 
wurden seitens der Fraport AG jedoch keine Anregungen zur Planung vorgebracht 
und lediglich darauf hingewiesen, dass gegen die vorliegende Planung hinsichtlich 
der uneingeschränkten Anfliegbarkeit und der Hindernisfreiheit des 
Verkehrsflughafens Frankfurt Main keine Bedenken bestehen, da das Gebiet sowohl 
außerhalb der Bauhöhenbeschränkung des Bauschutzbereiches als auch außerhalb 
des Hindernisinformationsbereiches liegt und dass das Plangebiet im Übrigen auch 
außerhalb des Lärmschutzbereichs und außerhalb des im Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 ausgewiesenen, den Verkehrsflughafen Frankfurt Main 
umgebenden Siedlungsbeschränkungsgebiets liegt, in dem die Ausweisung neuer 
Wohnbauflächen und Mischgebiete im Rahmen der Bauleitplanung nicht zulässig ist. 
 
 
 

1. 
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Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main (21.04.2016)  
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt Weiterstadt hält 
jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in 
der bisherigen Form weiterhin fest. Allerdings wurde die textliche Festsetzung 
zum eingeschränkten Gewerbegebiet bereits zum 3. Entwurf des 
Bebauungsplanes geändert und um eine Ausnahmeregelung ergänzt, die im 
Ergebnis auch die vorgebrachten Anregungen aufgreift, ohne dabei die 
angestrebte räumliche Trennung und Abstufung der Nutzungen grundsätzlich 
zu verlassen. 
 
Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie 
möglich vermieden werden. Mit der im Bebauungsplan vorgesehen Zuordnung der 
Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung von Gewerbegebiet, 
eingeschränktem Gewerbegebiet und Mischgebiet kann dem genannten 
Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden, da die 
der Planung zugrunde liegende städtebauliche Konzeption in Richtung der 
angrenzenden und schutzbedürftigen Wohnnutzungen insbesondere aus 
immissionsschutzrechtlichen Gesichtspunkten einen gestuften und gestaffelten 
Übergang der zulässigen Nutzungen von Gewerbegebiet über eingeschränktes 
Gewerbegebiet bis hin zu Mischgebiet vorsieht. Der Bebauungsplan beinhaltete 
daher zunächst die Festsetzung, dass innerhalb des eingeschränkten 
Gewerbegebietes nur solche Betriebe und Anlagen zulässig sind, die nach ihren 
Auswirkungen und Störungen auch in Mischgebieten zugelassen werden könnten. 

1. 

2. 
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 Mit der Ausweisung eines eingeschränkten Gewerbegebietes wird das 
städtebauliche Ziel verfolgt, auch im Hinblick auf immissionsschutzrechtliche 
Gesichtspunkte perspektivisch eine Abstufung der gewerblichen Nutzungen über die 
zur Ausweisung gelangenden Teilbaugebiete des Mischgebietes bis hin zu den 
angrenzenden Wohnnutzungen zu erreichen. Mithin kann dem Trennungsgrundsatz 
des § 50 BImSchG Rechnung getragen werden und der Bebauungsplan schafft, 
etwa durch die Festsetzung eines Gewerbegebietes ohne jegliche 
Nutzungseinschränkungen, aufgrund der bestehenden Gemengelage und dem 
Aneinandergrenzen unterschiedlicher Nutzungsgefüge keinen immissionsschutz-
rechtlichen Konflikt, der plangegeben im Ergebnis ungelöst bleiben muss und die 
Bauleitplanung mithin städtebaurechtlich rechtsfehlerhaft wäre. Eine 
Emissionskontingentierung basierend auf einer schalltechnischen Untersuchung des 
gesamten Plangebietes kommt letztlich nicht Betracht, zumal hier zwar regelmäßig 
Einzelfalllösungen möglich sind und die konkrete örtliche Situation abgebildet werden 
kann, aber aufgrund der großräumigen Bestandsüberplanung zahlreicher 
Grundstückseigentümer und Gewerbebetriebe die Erfolgsaussichten einer 
sachgerechten Lösung minimal erscheinen müssen. Hinzu kommt erschwerend, 
dass für die Bereiche des eingeschränkten Gewerbegebietes aller Voraussicht nach 
eine erforderliche Kontingentierung gutachtlich ermittelt werden würde, die 
sinngemäß den bislang vorgesehenen Einschränkungen entsprechen würde oder 
gar mit weiteren Einschränkungen bereits auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung verbunden wäre.  
 
Die Ausweisung eines eingeschränkten Gewerbegebietes (GEe) unterscheidet sich 
von der Ausweisung als Gewerbegebiet zunächst nur dadurch, dass innerhalb des 
GEe nach Anpassung der Formulierung „wesentlich störende Gewerbebetriebe“ 
unzulässig sind. Im Übrigen gilt grundsätzlich die in § 8 BauNVO aufgeführte 
Auflistung der in Gewerbegebieten allgemein und ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen. Auch wurde, wie angesprochen, zum Entwurf des Bebauungsplanes von 
der zunächst geplanten Ausweisung eines Mischgebietes nördlich der Riedstraße 
bzw. beidseits der Gutenbergstraße abgesehen, da sich Mischgebiete von 
Wohngebieten nach der Baunutzungsverordnung schließlich dadurch unterscheiden, 
dass sie durch ein an dieser Stelle nicht erforderliches und aus Sicht der Stadt 
Weiterstadt städtebaulich auch nicht gewolltes ausgewogenes Nebeneinander von 
Wohnnutzung und nicht störenden Gewerbebetrieben gekennzeichnet sind.  
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 Die neben dem Mischgebiet bis dahin vorgesehene Festsetzung eines dem 
Trennungsgrundsatz folgenden eingeschränkten Gewerbegebietes wurde daher auf 
die bisherigen Mischgebietsflächen ausgeweitet. Bereits im 2. Entwurf des 
Bebauungsplanes war jedoch eine textliche Festsetzung zum sog. erweiterten 
Bestandsschutz nach § 1 Abs. 10 BauNVO enthalten, um künftig 
bauplanungsrechtlich eventuell unzulässig werdenden Nutzungen in gewissem 
Umfang Entwicklungsmöglichkeiten einzuräumen, die über den reinen 
Bestandsschutz genehmigter Nutzungen und baulicher Anlagen hinausgehen. Diese 
textliche Festsetzung wurde zum 3. Entwurf zwar mangels eindeutiger Bestimmtheit 
gestrichen, aber zugleich eine Ausnahmeregelung in die textliche Festsetzung zum 
eingeschränkten Gewerbegebiet aufgenommen, die im Ergebnis auch die 
vorgebrachten Anregungen aufgreift, ohne dabei die angestrebte räumliche 
Trennung und Abstufung der Nutzungen zu grundsätzlich verlassen. 
 
Nach diesseitiger Auffassung kann mit den zum 3. Entwurf des Bebauungsplanes 
nochmals angepassten und ergänzten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung 
auch unter Wahrung immissionsschutzrechtlicher Rahmenbedingungen und 
Vorgaben den Belangen der ansässigen Gewerbetreibenden im bauleitplanerisch 
möglichen Umfang Rechnung getragen werden. Hierbei ist in besonderem Maße zu 
berücksichtigen, dass es sich vorliegend um eine gewachsene Gemengelage 
handelt, die nunmehr städtebaulich geordnet werden soll und dies gerade in den 
Übergangsbereichen zwischen störintensiven und störanfälligen Nutzungen auch zu 
bauplanungsrechtlichen Einschränkungen für bestehende Nutzungen führen kann. 
Jedoch darf in diesem Zusammenhang nicht verkannt werden, dass die in diesem 
Bereich bestehenden Gewerbebetriebe auch ohne die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes bereits jetzt gegebenenfalls mit entsprechenden Einschränkungen 
zu rechnen haben, zumal die angrenzenden schutzbedürftigen Nutzungen 
unabhängig vom Bauleitplanverfahren bei der immissionsschutzrechtlichen 
Beurteilung entsprechender Bauvorhaben zu berücksichtigen sind. Insofern ist davon 
auszugehen, dass in Teilbereichen ohnehin keine volle Ausschöpfung des in 
Gewerbegebieten an sich zulässigen Maßes an Lärmemissionen möglich ist. Durch 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird jedenfalls das Nebeneinander zum 
Teil konfligierender Nutzungen perspektivisch nach Maßgabe des Städtebaurechtes 
geordnet und insofern Planungs- und Rechtssicherheit auch für ansässige 
Gewerbetreibende geschaffen. 
Die Stadt Weiterstadt hält daher nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
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Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt Weiterstadt hält 
jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in 
der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
Der Bebauungsplan setzt für den Bereich der beiden bestehenden und weitgehend 
ungenutzten sog. X-Häuser zwischen der Gutenbergstraße und der Waldstraße, die 
vormals als Bürohochhäuser Standort der Deutschen Telekom waren, zur 
bauplanungsrechtlichen Vorbereitung und Absicherung entsprechender 
Folgenutzungen entsprechend den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt 
Weiterstadt nunmehr Mischgebiet nach § 6 BauNVO fest. Nach dem sog. 
Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG ist auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung ein Nebeneinander von Mischgebiet und (uneingeschränktem) 
Gewerbegebiet auch nach der Wertung des Gesetz- und Verordnungsgebers, die 
ihrem Niederschlag in den entsprechenden Baugebietskategorien und 
Zulässigkeitskatalogen der Baunutzungsverordnung gefunden hat, bauleitplanerisch 
grundsätzlich möglich. Jedoch haben die Festsetzungen des Bebauungsplanes zur 
Art der baulichen Nutzung nicht zur Folge, dass auch alle in den jeweiligen 
Baugebieten allgemein und ausnahmsweise zulässigen Nutzungen im Einzelfall 
tatsächlich zugelassen werden können. Mit dem Bebauungsplan soll auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung vielmehr perspektivisch ein Beitrag zur städtebaulichen 
Entwicklung und Ordnung geleistet werden. Hinsichtlich der in Mischgebieten 
regelmäßig erforderlichen Durchmischung der beiden Hauptnutzungen Wohnen und 
nicht störendes Gewerbe wird jedenfalls mit der räumlichen Erweiterung des 
Mischgebietes um den Teilbereich Nr. 3 auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
die Möglichkeit geschaffen, dass hierbei in einem somit auch räumlich erweiterten 
Bezugsrahmen aller Teilbaugebiete des Mischgebietes ein entsprechend 
ausgewogenes Mischungsverhältnis hergestellt werden kann. Die gesetzliche 
Regelung zum Rücksichtnahmegebot nach § 15 Abs. 1 BauNVO, nach der die in den 
§§ 2 bis 14 BauNVO aufgeführten baulichen und sonstigen Anlagen im Einzelfall 
unzulässig sind, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der 
Eigenart des Baugebiets widersprechen und auch dann unzulässig sind, wenn von 
ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, die nach der Eigenart des 
Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind, oder 
wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt werden, bleibt indes 
unberührt und kann insbesondere in sog. Gemengelagen im Einzelfall auf der dem 
Bebauungsplan nachgelagerten Baugenehmigungsebene Konflikte zwischen 
konfligierenden Nutzungen verhindern. 

3. 

4. 
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 Die Stadt Weiterstadt hält daher nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
 
Zu 3 und 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt 
Weiterstadt hält jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB 
an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
Angesprochen ist hierbei zunächst das dem Bebauungsplan als Anlage beigefügte 
Rad- und Fußwegekonzept für den Gesamtbereich des Plangebietes, welches keine 
eigenständige Rechtsverbindlichkeit entfaltet. An der bislang vorgesehenen und 
durch den Bebauungsplan ausschließlich bauplanungsrechtlich vorbereiteten, 
geringfügigen Verbreiterung der Straßenverkehrsflächen wird jedoch weiterhin 
festgehalten, da hiermit ausschließlich ein zukünftiges Vorkaufsrecht der Stadt 
Weiterstadt begründet werden soll. Die Stadt Weiterstadt strebt jedoch diesbezüglich 
einvernehmliche Lösungen mit den betroffenen Gewerbebetrieben bzw. 
Grundstückseigentümern an, die nicht einseitig zulasten ansässiger Unternehmen 
gehen. Dennoch entspricht es dem städtebaulichen Ziel der Stadt Weiterstadt auch 
im Bereich eines nicht primär für den Radverkehr geeigneten Gebietes hierfür 
geeignete Rahmenbedingungen planerisch anzustreben. Mit den im Bebauungsplan 
enthaltenen Festsetzungen ist im Sinne einer Angebotsplanung mithin noch nicht die 
Umsetzung der Maßnahmen verbindlich vorgegeben. 
 
Die Stadt Weiterstadt hält daher nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
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hessenArchäologie (31.03.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der angesprochenen Stellungnahme vom 26.01.2015 wurden seitens 
hessenArchäologie keine Anregungen oder Hinweise zur Planung vorgebracht. 
 
 
 
 
 

1. 
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Hessen Mobil, Straßen und Verkehrsmanagement Darmstadt (22.04.2016) 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird jedoch 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens nicht entsprochen. 
 
Zutreffend ist, dass die im Plangebiet bestehende Verkehrsinfrastruktur in Bezug auf 
den motorisierten Individualverkehr in der Kapazität nicht mehr wesentlich 
erweiterbar ist. Zwischenzeitlich wurde jedoch der Verkehrsentwicklungsplan (VEP) 
Weiterstadt von den zuständigen politischen Gremien beschlossen, im Rahmen 
dessen insbesondere verschiedene Möglichkeiten, Konzepte und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse aufgezeigt werden. Zudem erfolgte bereits 
eine Verkehrsmengenanalyse, die bereits das Einkaufszentrum LOOP 5 und den 
hiermit verbundenen Mehrverkehr berücksichtigt. So ist festzuhalten, dass 
hinsichtlich des durchschnittlichen täglichen Verkehrsaufkommens auf der B 42 
nördlich des Plangebietes Werte von bis zu 50.500 Kfz/24h erreicht werden, 
während hinsichtlich des Verkehrsaufkommens auch die Dr.-Otto-Röhm-Straße rd. 
18.000, die Friedrich-Schäfer-Straße rd. 13.300, die Riedbahnstraße rd. 9.700 und 
die Gutenbergstraße rd. 6.750 Kfz/24h innerhalb des Plangebietes aufweisen. Auch 
vor diesem Hintergrund werden im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes 
einzelne verkehrsintensive Nutzungen planungsrechtlich ausgeschlossen oder 
entsprechend gesteuert sowie die bestehenden Verkehrsflächen gesichert und in 
Teilbereichen zur künftigen Ertüchtigung geringfügig erweitert. Insofern wird es für 
zulässig erachtet, im Hinblick auf einen entsprechenden Leistungsfähigkeitsnachweis 
und gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen auf den Inhalt und die Empfehlungen 
des Verkehrsentwicklungsplanes zu verweisen, zumal die äußere Erschließung 
bereits vorhanden ist und durch den Bebauungsplan überwiegend die bereits 
bestehenden Nutzungen bauplanungsrechtlich im Bestand gesichert werden sollen. 
Hingegen werden über den Bestand hinausgehend grundsätzlich keine 
verkehrsintensiven Nutzungen bauplanungsrechtlich vorbereitet, die nicht bereits 
zulässig wären. Plangegeben kommt es insofern zu keiner wesentlichen Steigerung 
des Verkehrsaufkommens, sodass der Bebauungsplan diesbezüglich nicht erstmalig 
einen ungelösten Konflikt schafft, der auch auf der Planungsebene zu lösen wäre. 

1. 

2. 
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Zu 2 und 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, sofern der 
mittlerweile beschlossene Verkehrsentwicklungsplan Hessen Mobil nicht 
bereits vorliegt, erfolgt seitens der Stadt Weiterstadt eine entsprechende 
Vorlage. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. 



Bebauungsplan Weiterstadt „Südlich der B 42“      Seite 13 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

IHK Darmstadt RheinMainNeckar (21.04.2016) 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
Zu 1: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt Weiterstadt hält 
jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in 
der bisherigen Form weiterhin fest. Allerdings wurde die textliche Festsetzung 
zum eingeschränkten Gewerbegebiet bereits zum 3. Entwurf des 
Bebauungsplanes geändert und um eine Ausnahmeregelung ergänzt, die im 
Ergebnis auch die vorgebrachten Anregungen aufgreift, ohne dabei die 
angestrebte räumliche Trennung und Abstufung der Nutzungen grundsätzlich 
zu verlassen. 
 
Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie 
möglich vermieden werden. Mit der im Bebauungsplan vorgesehen Zuordnung der 
Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung von Gewerbegebiet, 
eingeschränktem Gewerbegebiet und Mischgebiet kann dem genannten 
Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden, da die 
der Planung zugrunde liegende städtebauliche Konzeption in Richtung der 
angrenzenden und schutzbedürftigen Wohnnutzungen insbesondere aus 
immissionsschutzrechtlichen Gesichtspunkten einen gestuften und gestaffelten 
Übergang der zulässigen Nutzungen von Gewerbegebiet über eingeschränktes 
Gewerbegebiet bis hin zu Mischgebiet vorsieht. Der Bebauungsplan beinhaltete 
daher zunächst die Festsetzung, dass innerhalb des eingeschränkten 
Gewerbegebietes nur solche Betriebe und Anlagen zulässig sind, die nach ihren 
Auswirkungen und Störungen auch in Mischgebieten zugelassen werden könnten. 

1. 

2. 

3. 
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 Mit der Ausweisung eines eingeschränkten Gewerbegebietes wird das 
städtebauliche Ziel verfolgt, auch im Hinblick auf immissionsschutzrechtliche 
Gesichtspunkte perspektivisch eine Abstufung der gewerblichen Nutzungen über die 
zur Ausweisung gelangenden Teilbaugebiete des Mischgebietes bis hin zu den 
angrenzenden Wohnnutzungen zu erreichen. Mithin kann dem Trennungsgrundsatz 
des § 50 BImSchG Rechnung getragen werden und der Bebauungsplan schafft, 
etwa durch die Festsetzung eines Gewerbegebietes ohne jegliche 
Nutzungseinschränkungen, aufgrund der bestehenden Gemengelage und dem 
Aneinandergrenzen unterschiedlicher Nutzungsgefüge keinen immissionsschutz-
rechtlichen Konflikt, der plangegeben im Ergebnis ungelöst bleiben muss und die 
Bauleitplanung mithin städtebaurechtlich rechtsfehlerhaft wäre. Eine 
Emissionskontingentierung basierend auf einer schalltechnischen Untersuchung des 
gesamten Plangebietes kommt letztlich nicht Betracht, zumal hier zwar regelmäßig 
Einzelfalllösungen möglich sind und die konkrete örtliche Situation abgebildet werden 
kann, aber aufgrund der großräumigen Bestandsüberplanung zahlreicher 
Grundstückseigentümer und Gewerbebetriebe die Erfolgsaussichten einer 
sachgerechten Lösung minimal erscheinen müssen. Hinzu kommt erschwerend, 
dass für die Bereiche des eingeschränkten Gewerbegebietes aller Voraussicht nach 
eine erforderliche Kontingentierung gutachtlich ermittelt werden würde, die 
sinngemäß den bislang vorgesehenen Einschränkungen entsprechen würde oder 
gar mit weiteren Einschränkungen bereits auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung verbunden wäre.  
 
Die Ausweisung eines eingeschränkten Gewerbegebietes (GEe) unterscheidet sich 
von der Ausweisung als Gewerbegebiet zunächst nur dadurch, dass innerhalb des 
GEe nach Anpassung der Formulierung „wesentlich störende Gewerbebetriebe“ 
unzulässig sind. Im Übrigen gilt grundsätzlich die in § 8 BauNVO aufgeführte 
Auflistung der in Gewerbegebieten allgemein und ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen. Auch wurde, wie angesprochen, zum Entwurf des Bebauungsplanes von 
der zunächst geplanten Ausweisung eines Mischgebietes nördlich der Riedstraße 
bzw. beidseits der Gutenbergstraße abgesehen, da sich Mischgebiete von 
Wohngebieten nach der Baunutzungsverordnung schließlich dadurch unterscheiden, 
dass sie durch ein an dieser Stelle nicht erforderliches und aus Sicht der Stadt 
Weiterstadt städtebaulich auch nicht gewolltes ausgewogenes Nebeneinander von 
Wohnnutzung und nicht störenden Gewerbebetrieben gekennzeichnet sind.  
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 Die neben dem Mischgebiet bis dahin vorgesehene Festsetzung eines dem 
Trennungsgrundsatz folgenden eingeschränkten Gewerbegebietes wurde daher auf 
die bisherigen Mischgebietsflächen ausgeweitet. Bereits im 2. Entwurf des 
Bebauungsplanes war jedoch eine textliche Festsetzung zum sog. erweiterten 
Bestandsschutz nach § 1 Abs. 10 BauNVO enthalten, um künftig 
bauplanungsrechtlich eventuell unzulässig werdenden Nutzungen in gewissem 
Umfang Entwicklungsmöglichkeiten einzuräumen, die über den reinen 
Bestandsschutz genehmigter Nutzungen und baulicher Anlagen hinausgehen. Diese 
textliche Festsetzung wurde zum 3. Entwurf zwar mangels eindeutiger Bestimmtheit 
gestrichen, aber zugleich eine Ausnahmeregelung in die textliche Festsetzung zum 
eingeschränkten Gewerbegebiet aufgenommen, die im Ergebnis auch die 
vorgebrachten Anregungen aufgreift, ohne dabei die angestrebte räumliche 
Trennung und Abstufung der Nutzungen zu grundsätzlich verlassen. 
 
Nach diesseitiger Auffassung kann mit den zum 3. Entwurf des Bebauungsplanes 
nochmals angepassten und ergänzten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung 
auch unter Wahrung immissionsschutzrechtlicher Rahmenbedingungen und 
Vorgaben den Belangen der ansässigen Gewerbetreibenden im bauleitplanerisch 
möglichen Umfang Rechnung getragen werden. Hierbei ist in besonderem Maße zu 
berücksichtigen, dass es sich vorliegend um eine gewachsene Gemengelage 
handelt, die nunmehr städtebaulich geordnet werden soll und dies gerade in den 
Übergangsbereichen zwischen störintensiven und störanfälligen Nutzungen auch zu 
bauplanungsrechtlichen Einschränkungen für bestehende Nutzungen führen kann. 
Jedoch darf in diesem Zusammenhang nicht verkannt werden, dass die in diesem 
Bereich bestehenden Gewerbebetriebe auch ohne die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes bereits jetzt gegebenenfalls mit entsprechenden Einschränkungen 
zu rechnen haben, zumal die angrenzenden schutzbedürftigen Nutzungen 
unabhängig vom Bauleitplanverfahren bei der immissionsschutzrechtlichen 
Beurteilung entsprechender Bauvorhaben zu berücksichtigen sind. Insofern ist davon 
auszugehen, dass in Teilbereichen ohnehin keine volle Ausschöpfung des in 
Gewerbegebieten an sich zulässigen Maßes an Lärmemissionen möglich ist. Durch 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird jedenfalls das Nebeneinander zum 
Teil konfligierender Nutzungen perspektivisch nach Maßgabe des Städtebaurechtes 
geordnet und insofern Planungs- und Rechtssicherheit auch für ansässige 
Gewerbetreibende geschaffen. 
Die Stadt Weiterstadt hält daher nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest.  
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 Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass passive Maßnahmen zum 
Schallschutz bei Gewerbelärm nicht infrage kommen können, da hierdurch die 
Vorgaben der für Gewerbelärm einschlägigen TA Lärm mit den zu wählenden 
Immissionsorten nicht erfüllt werden können. Die maßgeblichen Immissionsorte 
werden entsprechend der TA Lärm im Einwirkungsbereich der Anlage festgelegt. 
Diese liegen bei bebauten Flächen jedoch 0,5 m vor der Mitte des geöffneten 
Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes 
nach DIN 4109. Maßgebend ist hier die Bestandssituation des zu beurteilenden 
Gebäudes. Da die Immissionsrichtwerte somit Außenwerte darstellen, ist der Schutz 
von Wohnnutzung vor Gewerbelärm durch passiven Lärmschutz, der an den 
Außenbauteilen der Gebäude ansetzt, in der Regel nicht möglich. Hier können 
allenfalls architektonische Maßnahmen am Gebäude, wie z.B. die lärmabgewandte 
Anordnung schutzbedürftiger Räume und deren zur Belüftung notwendigen Fenster 
oder die Abschirmung der 0,5 m vor diesen Fenstern liegenden Immissionsorte im 
Nahbereich erfolgen. Mithin sind z.B. Schallschutzfenster zum Schutz vor 
Gewerbelärm nicht geeignet, da diese nicht den Pegel am Immissionsort senken, 
sondern am Schalldurchgang von außen nach innen ansetzen und damit gerade 
nicht den Anforderungen der TA Lärm zum Schutz des Immissionsortes außen vor 
dem Fenster entsprechen. 
 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt Weiterstadt hält 
jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in 
der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
Der Bebauungsplan setzt für den Bereich der beiden bestehenden und weitgehend 
ungenutzten sog. X-Häuser zwischen der Gutenbergstraße und der Waldstraße, die 
vormals als Bürohochhäuser Standort der Deutschen Telekom waren, zur 
bauplanungsrechtlichen Vorbereitung und Absicherung entsprechender 
Folgenutzungen entsprechend den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt 
Weiterstadt nunmehr Mischgebiet nach § 6 BauNVO fest. Nach dem sog. 
Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG ist auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung ein Nebeneinander von Mischgebiet und (uneingeschränktem) 
Gewerbegebiet auch nach der Wertung des Gesetz- und Verordnungsgebers, die 
ihrem Niederschlag in den entsprechenden Baugebietskategorien und 
Zulässigkeitskatalogen der Baunutzungsverordnung gefunden hat, bauleitplanerisch 
grundsätzlich möglich.  
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Jedoch haben die Festsetzungen des Bebauungsplanes zur Art der baulichen 
Nutzung nicht zur Folge, dass auch alle in den jeweiligen Baugebieten allgemein und 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen im Einzelfall tatsächlich zugelassen werden 
können. Mit dem Bebauungsplan soll auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
vielmehr perspektivisch ein Beitrag zur städtebaulichen Entwicklung und Ordnung 
geleistet werden. Hinsichtlich der in Mischgebieten regelmäßig erforderlichen 
Durchmischung der beiden Hauptnutzungen Wohnen und nicht störendes Gewerbe 
wird jedenfalls mit der räumlichen Erweiterung des Mischgebietes um den 
Teilbereich Nr. 3 auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die Möglichkeit 
geschaffen, dass hierbei in einem somit auch räumlich erweiterten Bezugsrahmen 
aller Teilbaugebiete des Mischgebietes ein entsprechend ausgewogenes 
Mischungsverhältnis hergestellt werden kann. Die gesetzliche Regelung zum 
Rücksichtnahmegebot nach § 15 Abs. 1 BauNVO, nach der die in den §§ 2 bis 14 
BauNVO aufgeführten baulichen und sonstigen Anlagen im Einzelfall unzulässig 
sind, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des 
Baugebiets widersprechen und auch dann unzulässig sind, wenn von ihnen 
Belästigungen oder Störungen ausgehen können, die nach der Eigenart des 
Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind, oder 
wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt werden, bleibt indes 
unberührt und kann insbesondere in sog. Gemengelagen im Einzelfall auf der dem 
Bebauungsplan nachgelagerten Baugenehmigungsebene Konflikte zwischen 
konfligierenden Nutzungen verhindern. 
 
Die Stadt Weiterstadt hält daher nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt Weiterstadt hält 
jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in 
der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
An der bislang vorgesehenen und durch den Bebauungsplan ausschließlich 
bauplanungsrechtlich vorbereiteten, geringfügigen Verbreiterung der 
Straßenverkehrsflächen wird jedoch weiterhin festgehalten, da hiermit ausschließlich 
ein zukünftiges Vorkaufsrecht der Stadt Weiterstadt begründet werden soll.  

4. 
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 Die Stadt Weiterstadt strebt jedoch diesbezüglich einvernehmliche Lösungen mit den 
betroffenen Gewerbebetrieben bzw. Grundstückseigentümern an, die nicht einseitig 
zulasten ansässiger Unternehmen gehen. Dennoch entspricht es dem 
städtebaulichen Ziel der Stadt Weiterstadt auch im Bereich eines nicht primär für den 
Radverkehr geeigneten Gebietes hierfür geeignete Rahmenbedingungen planerisch 
anzustreben. Mit den im Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungen ist im Sinne 
einer Angebotsplanung mithin noch nicht die Umsetzung der Maßnahmen verbindlich 
vorgegeben. 
 
Die Stadt Weiterstadt hält daher nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
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Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg (21.04.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gewässer und Bodenschutz 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 

1. 
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Brand- und Katastrophenschutz 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
 
und wurden zur Berücksichtigung bei Bauplanung und Bauausführung bereits in die 
Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Ergänzt wird jedoch der Hinweis 
zum erforderlichen Löschwasserbedarf im Mischgebiet. Die Löschwasserversorgung 
ist darüber hinaus bereits Bestand; auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
besteht demnach grundsätzlich kein weiterer Handlungsbedarf, zumal es sich 
vorliegend im Wesentlichen um die ohnehin beachtlichen Regelmaßgaben zum 
Brandschutz handelt. Die ausreichende Löschwasserversorgung wird für den 
Bereich des Plangebietes sichergestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden 
Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

2. 

3. 
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PLEdoc GmbH (12.04.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 bis 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 

1. 

2. 

3. 

4. 
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5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
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Anlage 1 zur Stellungnahme vom 12.04.2016 
 
 
 
 
Hinweis: 

Die Anlagen 2 und 3 (Bebauungsplan und Bestandsunterlagen) zur Stellungnahme 
vom 12.04.2016 sind den Beschlussempfehlungen als Anlage beigefügt. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (22.04.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
Regionalplanung  
 
Zu 1: Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
Naturschutz 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Seitens der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Darmstadt-
Dieburg wurden im Zuge der erfolgten Beteiligungsverfahren keine Anregungen oder 
Bedenken zur Planung geäußert. 
 
 
Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird 
entsprochen. 
 
Die im Bebauungsplan enthaltenen Hinweise werden entsprechend den 
vorgebrachten Anregungen angepasst. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
 

1. 

2. 

3. 
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Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Das angesprochene und beim Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung 
Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, vorliegende Gutachten des Ing.-Büros BGS 
Wasserwirtschaft GmbH aus dem Jahr 2003 ist jedoch inhaltlich überholt. Die 
Mischwasserkanalisation im gesamten Plangebiet und Geltungsbereich des 
vorliegenden Bebauungsplanes wurde in den Jahren 2002 bis 2005 baulich stark 
vergrößert. Zusätzlich wurden zwei große Rückhaltebecken geschaffen. Grundlage 
hierfür war eine hydraulische Überrechnung des Ing.-Büros Schäfer. Seitdem sind 
keine besonderen Vorkommnisse im Kanalbetrieb bekannt geworden. Die 
Abflussregelung kann daher auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung als 
gesichert angesehen werden, sodass diesbezüglich kein weiterer Handlungsbedarf 
besteht. 
 
 
Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Da jedoch im Bebauungsplan bereits entsprechenden Hinweise auf die bekannten 
Altstandorte innerhalb des Plangebietes enthalten sind, wird der Hinweispflicht nach 
Auffassung der Stadt Weiterstadt in der gebotenen Form Rechnung getragen. Die im 
Bebauungsplan enthaltenen Hinweise wurden zudem bereits entsprechend ergänzt. 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich 
kein weiterer Handlungsbedarf, zumal es sich vorliegend nicht um die 
Neuausweisung eines Baugebietes, sondern um die bestandsorientierte 
Überplanung bestehender Nutzungen handelt, die bereits bislang jedenfalls 
grundsätzlich zugelassen werden konnten. 
 
 
 
 
 
 

4. 

5. 
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Zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Vorliegend kann auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung durch die 
Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung perspektivisch ein Beitrag zur 
städtebaulichen Entwicklung und Ordnung geleistet werden. Hierbei wird nicht 
verkannt, dass im Einzelfall Gemengelagen bestehen, deren 
immissionsschutzrechtliche Rahmenbedingungen im Zuge der Aufstellung des 
vorliegenden Bebauungsplanes nicht abschließend geklärt und festgelegt werden. 
Nach diesseitiger Auffassung kann mit den zum 3. Entwurf des Bebauungsplanes 
nochmals angepassten und ergänzten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung 
auch unter Wahrung immissionsschutzrechtlicher Rahmenbedingungen und 
Vorgaben den Belangen der ansässigen Gewerbetreibenden und der konkreten 
örtlichen Situation im bauleitplanerisch möglichen Umfang Rechnung getragen 
werden. Hierbei ist in besonderem Maße zu berücksichtigen, dass es sich vorliegend 
um eine gewachsene Gemengelage handelt, die nunmehr städtebaulich geordnet 
werden soll und gerade in den Übergangsbereichen zwischen störintensiven und 
störanfälligen Nutzungen im Einzelfall Konflikte bestehen können. Durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes wird jedenfalls das Nebeneinander zum Teil 
konfligierender Nutzungen perspektivisch nach Maßgabe des Städtebaurechtes 
geordnet und insofern Planungs- und Rechtssicherheit nicht nur für die Stadt 
Weiterstadt, sondern auch für ansässige Gewerbetreibende und 
Grundstückseigentümer geschaffen. Der Bebauungsplan folgt somit hinsichtlich des 
Gewerbelärms und dem bisherigen ungeplanten Nebeneinander verschiedener 
Nutzungen dem bauleitplanerischen Verbesserungsgebot im Rahmen der 
formulierten Planziele, indem der Bereich des Plangebietes mit den Instrumenten 
des Städtebaurechtes geordnet wird und insofern auch immissionsschutzrechtliche 
Konflikte insbesondere durch Gewerbelärm planerisch reduziert werden können.  

6. 

7. 
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Auch die durch Verkehrslärm resultierenden Immissionseinträge in das Plangebiet 
entstehen nicht erstmals im Zuge der vorliegenden Planung, sondern stellen eine 
seit langer Zeit vorhandene Vorbelastung dar. Da der Bebauungsplan im Ergebnis 
jedoch keine Nutzungen bauplanungsrechtlich vorbereitet, die nicht bereits 
zugelassen werden könnten, wird der bisherige Zulässigkeitsmaßstab und somit 
auch der Umfang der Verkehrslärmeinträge plangegeben nicht wesentlich geändert. 
Eine abschließende planerische Konfliktbewältigung oder gar eine Pflicht zur 
Lärmsanierung kann demnach nicht abgeleitet werden, zumal mit den Möglichkeiten 
des passiven Schallschutzes Verkehrslärmimmissionen im Einzelfall grundsätzlich 
sachgerecht bewältigt werden können, ohne dass es hierfür gleichfalls 
pauschalierende Festsetzungen im Bebauungsplan bedarf. Bereits zum Entwurf des 
Bebauungsplanes wurde daher ein Hinweis in die Planunterlagen aufgenommen, 
dass aufgrund von Verkehrslärmimmissionen für den Schallschutz bei Neu-, Um- 
und Erweiterungsbauten für Räume, die dem nicht nur vorübergehenden Aufenthalt 
von Personen dienen, geeignete und ausreichende Vorkehrungen nach DIN 4109, 
wie z.B. schalltechnisch günstige Anordnung ruhebedürftiger Räume oder Einbau 
von Fenstern und Türen mit erhöhter Luftschalldämmung, zu treffen sind. Hierbei 
handelt es sich bewusst um einen Hinweis und nicht um eine entsprechende 
Festsetzung etwa nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB auf Basis ermittelter 
Lärmpegelbereiche. Mithin bedarf es auf der nachgelagerten Ebene des 
Baugenehmigungsverfahrens bzw. der Bauantragstellung eines schalltechnischen 
Nachweises basierend auf konkreten Vorhaben und im Einzelfall konkret 
festzulegenden Maßnahmen. Diese Vorgehensweise wird vorliegend für zulässig 
erachtet, zumal es sich bei dem Plangebiet um eine bestehende Gemengelage 
handelt und gemäß den Planzielen und dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
insofern nicht für alle Einzelfälle abschließende Regelungen und Vorgaben getroffen 
werden können, sondern mit den getroffenen Festsetzungen insbesondere zur Art 
der baulichen Nutzung vielmehr perspektivisch städtebauliche Konflikte reduziert 
werden können und eine geordnete städtebauliche Entwicklung auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung abgesichert werden kann. 
 
Der Bebauungsplan setzt für den Bereich der beiden bestehenden und weitgehend 
ungenutzten sog. X-Häuser zwischen der Gutenbergstraße und der Waldstraße, die 
vormals als Bürohochhäuser Standort der Deutschen Telekom waren, zur 
bauplanungsrechtlichen Vorbereitung und Absicherung entsprechender 
Folgenutzungen zudem entsprechend den städtebaulichen Zielvorstellungen der 
Stadt Weiterstadt nunmehr Mischgebiet nach § 6 BauNVO fest.  
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 Nach dem sog. Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG ist auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung ein Nebeneinander von Mischgebiet und 
(uneingeschränktem) Gewerbegebiet auch nach der Wertung des Gesetz- und 
Verordnungsgebers, die ihrem Niederschlag in den entsprechenden 
Baugebietskategorien und Zulässigkeitskatalogen der Baunutzungsverordnung 
gefunden hat, bauleitplanerisch grundsätzlich möglich. Jedoch haben die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes zur Art der baulichen Nutzung nicht zur Folge, 
dass auch alle in den jeweiligen Baugebieten allgemein und ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen im Einzelfall tatsächlich zugelassen werden können. Mit dem 
Bebauungsplan soll auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung vielmehr 
perspektivisch ein Beitrag zur städtebaulichen Ordnung geleistet werden. Hinsichtlich 
der in Mischgebieten regelmäßig erforderlichen Durchmischung der beiden 
Hauptnutzungen Wohnen und nicht störendes Gewerbe wird jedenfalls mit der 
räumlichen Erweiterung des Mischgebietes um den Teilbereich Nr. 3 auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung die Möglichkeit geschaffen, dass hierbei in einem somit 
auch räumlich erweiterten Bezugsrahmen aller Teilbaugebiete des Mischgebietes ein 
entsprechend ausgewogenes Mischungsverhältnis hergestellt werden kann.  
 
Die gesetzliche Regelung zum Rücksichtnahmegebot nach § 15 Abs. 1 BauNVO, 
nach der die in den §§ 2 bis 14 BauNVO aufgeführten baulichen und sonstigen 
Anlagen im Einzelfall unzulässig sind, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder 
Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen und auch dann 
unzulässig sind, wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, 
die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung 
unzumutbar sind, oder wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt 
werden, bleibt indes unberührt und kann insbesondere in sog. Gemengelagen im 
Einzelfall auf der dem Bebauungsplan nachgelagerten Baugenehmigungsebene 
Konflikte zwischen konfligierenden Nutzungen verhindern. 
 
 
Zu 7: Die grundsätzliche Zustimmung der genannten Dezernate zur 
vorliegenden Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (17.03.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die durch Kampfmittel belasteten Bereiche wurden im Bebauungsplan bereits als 
solche gekennzeichnet. Zudem wurden zum Entwurf des Bebauungsplanes bereits 
entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan und die Begründung aufgenommen, 
die redaktionell an die vorgebrachte Formulierung angepasst werden. Der als Anlage 
zur Stellungnahme beigefügte Lageplan wird zudem in die Begründung zum 
Bebauungsplan aufgenommen und als solcher Bestandteil der Verfahrensunterlagen 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
besteht darüber hinaus grundsätzlich kein weiter Handlungsbedarf. 
 
 
 
 

1. 
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Anlage zum Schreiben vom 17.03.2016 
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Celesio AG, 70376 Stuttgart (18.04.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 bis 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 4 bis 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt Weiterstadt 
hält jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der 
Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
An der bislang vorgesehenen und durch den Bebauungsplan ausschließlich 
bauplanungsrechtlich vorbereiteten, geringfügigen Verbreiterung der 
Straßenverkehrsflächen wird jedoch weiterhin festgehalten, da hiermit, wie bereits 
verschiedentlich dargelegt, ausschließlich ein zukünftiges Vorkaufsrecht der Stadt 
Weiterstadt begründet werden soll. Die Stadt Weiterstadt strebt jedoch diesbezüglich 
einvernehmliche Lösungen mit den betroffenen Gewerbebetrieben bzw. 
Grundstückseigentümern an, die nicht einseitig zulasten ansässiger Unternehmen 
gehen. Dennoch entspricht es auch dem städtebaulichen Ziel der Stadt Weiterstadt 
im Bereich eines nicht primär für den Radverkehr geeigneten Gebietes hierfür 
geeignete Rahmenbedingungen planerisch zumindest nicht auszuschließen. Mit den 
im Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungen ist im Sinne einer Angebotsplanung 
mithin noch nicht die Umsetzung der Maßnahmen verbindlich vorgegeben. 
 

1. 

2. 

3. 

4. 
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Zu 7: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; die im Rahmen der 
angesprochenen Stellungnahmen vom 11.11.2011 und 04.02.2015 
vorgebrachten Hinweise und Bedenken sowie privaten Belange werden in der 
Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigt. 
 
 
Zu 8: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stadt Weiterstadt strebt ebenfalls einvernehmliche Lösungen mit den betroffenen 
Gewerbebetrieben bzw. Grundstückseigentümern an, die nicht einseitig zulasten 
ansässiger Unternehmen gehen. Verwiesen wird darüber hinaus auf die 
vorgenannten Ausführungen zu (4) bis (6) sowie auf die bereits erfolgten Beschlüsse 
der zuständigen Gremien und auf die erneute Einstellung der bereits vorgebrachten 
Belange in die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.  

5. 

6. 

7. 

8. 
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Anlage 1 zum Schreiben vom 18.04.2016 
 
 
Hinweis:  

Die nachfolgenden Beschlussempfehlungen waren bereits Gegenstand der 
politischen Beratung und Beschlussfassung der zuständigen politischen Gremien 
und werden somit erneut in die Abwägung aller Belange nach § 1 Abs. 7 BauGB 
eingestellt. 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
Zu 1 bis 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 

3. 
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Zu 5 und 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
An der bislang vorgesehenen und durch den Bebauungsplan ausschließlich 
bauplanungsrechtlich vorbereiteten, geringfügigen Verbreiterung der 
Straßenverkehrsflächen wird jedoch weiterhin festgehalten, da hiermit, wie bereits 
verschiedentlich dargelegt, ausschließlich ein zukünftiges Vorkaufsrecht der Stadt 
Weiterstadt begründet werden soll. Die Stadt Weiterstadt strebt jedoch diesbezüglich 
einvernehmliche Lösungen mit den betroffenen Gewerbebetrieben bzw. 
Grundstückseigentümern an, die nicht einseitig zulasten ansässiger Unternehmen 
gehen. Dennoch entspricht es auch dem städtebaulichen Ziel der Stadt Weiterstadt 
im Bereich eines nicht primär für den Radverkehr geeigneten Gebietes hierfür 
geeignete Rahmenbedingungen planerisch zumindest nicht auszuschließen. Mit den 
im Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungen ist im Sinne einer Angebotsplanung 
mithin noch nicht die Umsetzung der Maßnahmen verbindlich vorgegeben. 
 
 
 
 

4. 

5. 

6. 

7. 
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Zu 8: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stadt Weiterstadt strebt ebenfalls einvernehmliche Lösungen mit den betroffenen 
Gewerbebetrieben bzw. Grundstückseigentümern an, die nicht einseitig zulasten 
ansässiger Unternehmen gehen. Verwiesen wird darüber hinaus auch auf die 
vorgenannten Ausführungen zu (5) und (6).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8. 
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Anlage 2 zum Schreiben vom 18.04.2016 
 
 
Hinweis:  

Die nachfolgenden Beschlussempfehlungen waren bereits Gegenstand der 
politischen Beratung und Beschlussfassung der zuständigen politischen Gremien 
und werden somit erneut in die Abwägung aller Belange nach § 1 Abs. 7 BauGB 
eingestellt. 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
Zu 1 und 2: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 
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Zu 3 bis 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
An der bislang vorgesehenen und durch den Bebauungsplan ausschließlich 
bauplanungsrechtlich vorbereiteten, geringfügige Verbreiterung der Straßenverkehrs-
flächen wird in dem angesprochenen Bereich der GEHE Pharma Handel GmbH 
weiterhin festgehalten, da hiermit ausschließlich ein Vorkaufsrecht der Stadt 
Weiterstadt begründet werden soll. Die Stadt Weiterstadt strebt jedoch diesbezüglich 
eine einvernehmliche Lösung mit der GEHE Pharma Handel GmbH an, die nicht 
einseitig zulasten des ansässigen Unternehmens geht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 
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Zu 10: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Auffassung wird jedoch 
nicht geteilt. 
 
Ein Fehlen der materiellen Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes kann selbst unter 
Beibehaltung der bislang vorgesehenen und durch den Bebauungsplan vorbereiteten 
geringfügigen Verbreiterung der Straßenverkehrsflächen nicht festgestellt werden. 
 

8. 

9. 

10. 
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Zu 11: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

11. 
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Emons Spedition GmbH, 64331 Weiterstadt (21.04.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung werden auch für den Lkw-Verkehr 
weiterhin hinreichende Straßenquerschnitte bauplanungsrechtlich gesichert, sodass 
eine plangegebene Beeinträchtigung des ausgeübten Speditionsbetriebes durch die 
Aufstellung des Bebauungsplanes grundsätzlich nicht zu erwarten ist. 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bebauungsplan setzt jedoch fest, dass im Mischgebiet die nach § 6 Abs. 2 Nr. 8 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) allgemein und die nach § 6 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten unzulässig sind und dass im 
Gewerbegebiet sowie im eingeschränkten Gewerbegebiet die nach § 8 Abs. 3 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten ebenfalls unzulässig sind. 
 
 
Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; die Stadt Weiterstadt hält 
jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in 
der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
Der Bebauungsplan setzt für den Bereich der beiden bestehenden und weitgehend 
ungenutzten sog. X-Häuser zwischen der Gutenbergstraße und der Waldstraße, die 
vormals als Bürohochhäuser Standort der Deutschen Telekom waren, zur 
bauplanungsrechtlichen Vorbereitung und Absicherung entsprechender 
Folgenutzungen entsprechend den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt 
Weiterstadt nunmehr Mischgebiet nach § 6 BauNVO fest.  

1. 

2. 

3. 
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 Nach dem sog. Trennungsgrundsatz des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) ist auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ein Nebeneinander von 
Mischgebiet und (uneingeschränktem) Gewerbegebiet auch nach der Wertung des 
Gesetz- und Verordnungsgebers, die ihrem Niederschlag in den entsprechenden 
Baugebietskategorien und Zulässigkeitskatalogen der Baunutzungsverordnung 
gefunden hat, bauleitplanerisch grundsätzlich möglich. Jedoch haben die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes zur Art der baulichen Nutzung nicht zur Folge, 
dass auch alle in den jeweiligen Baugebieten allgemein und ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen im Einzelfall tatsächlich zugelassen werden können. Mit dem 
Bebauungsplan soll auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung vielmehr 
perspektivisch ein Beitrag zur städtebaulichen Entwicklung und Ordnung geleistet 
werden. Hinsichtlich der in Mischgebieten regelmäßig erforderlichen Durchmischung 
der beiden Hauptnutzungen Wohnen und nicht störendes Gewerbe wird jedenfalls 
mit der räumlichen Erweiterung des Mischgebietes um den Teilbereich Nr. 3 auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die Möglichkeit geschaffen, dass hierbei in 
einem somit auch räumlich erweiterten Bezugsrahmen aller Teilbaugebiete des 
Mischgebietes ein entsprechend ausgewogenes Mischungsverhältnis hergestellt 
werden kann. 
 
Die gesetzliche Regelung zum Rücksichtnahmegebot nach § 15 Abs. 1 BauNVO, 
nach der die in den §§ 2 bis 14 BauNVO aufgeführten baulichen und sonstigen 
Anlagen im Einzelfall unzulässig sind, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder 
Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen und auch dann 
unzulässig sind, wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, 
die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung 
unzumutbar sind, oder wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt 
werden, bleibt indes unberührt und kann insbesondere in sog. Gemengelagen im 
Einzelfall auf der dem Bebauungsplan nachgelagerten Baugenehmigungsebene 
Konflikte zwischen konfligierenden Nutzungen verhindern. 
 
Die Stadt Weiterstadt hält daher nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 
BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
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Schwarz & Kollegen, Rechtsanwälte und Notarin, 64283 Darmstadt, für Herrn Angelo 
Cremato, 64331 Weiterstadt (22.04.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 und 2: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 
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Zu 3 und 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; ein Verstoß gegen 
das Abwägungsgebot und den Grundsatz der planerischen 
Konfliktbewältigung wird jedoch seitens der Stadt Weiterstadt nicht gesehen 
und nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in 
der bisherigen Form weiterhin festgehalten. 
 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) können im Bebauungsplan 
die in § 1 Abs. 2 BauNVO bezeichneten Baugebiete festgesetzt werden (vorliegend 
Mischgebiet und Gewerbegebiet). Durch die Festsetzung eines Baugebietes werden 
dann die Vorschriften der §§ 2 bis 14 BauNVO Bestandteil des Bebauungsplans, 
soweit nicht auf Grund der Absätze 4 bis 10 des § 1 BauNVO im Sinne einer 
Feinsteuerung der zulässigen Nutzungen etwas anderes bestimmt wird. Die durch 
die Festsetzung von Gewerbegebiet demnach vorliegend ohne ausdrückliche 
Festsetzung normierte ausnahmsweise Zulässigkeit der in § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
bezeichneten Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
folgt insofern der Wertung des Gesetz- und Verordnungsgebers, der diese 
Nutzungen als in Gewerbegebieten regelmäßig für ausnahmsweise zulässig und 
verträglich mit den allgemein zulässigen gewerblichen und sonstigen Nutzungen 
erachtet.  

3. 
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Da es sich jedoch nur um ausnahmsweise zulässige Nutzungen handelt, besteht im 
Einzelfall Ermessensspielraum bei der Beurteilung der Zulässigkeit konkreter 
Vorhaben, sodass den berechtigten Belangen ansässiger Betriebe mit den jeweils 
ausgeübten Nutzungen auf der dem Bebauungsplan nachgelagerten Ebene der 
Bauantragstellung und Baugenehmigung noch hinreichend Rechnung getragen 
werden kann. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass selbst bei Ansiedlung 
entsprechender Nutzungen, sich diese ebenfalls im Gewerbegebiet befinden und 
demnach grundsätzlich kein über das in Gewerbegebieten übliche Maß 
hinausgehender immissionsschutzrechtlicher Schutzanspruch begründet werden 
kann. Der Bebauungsplan schafft demnach keinen Konflikt, der plangegeben im 
Ergebnis ungelöst bleibt, sodass die Stadt Weiterstadt nach Abwägung aller Belange 
i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin festhält. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. 
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Anlage zum Schreiben vom 22.04.2016 
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STG Starkenburger Grundstücksgesellschaft mbH, 45131 Essen (06.05.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Stadt 
Weiterstadt hält jedoch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB 
an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird im Bereich des Plangebietes eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung ermöglicht und die angestrebte 
Differenzierung der zulässigen Nutzungen planungsrechtlich gesteuert. Das Planziel 
des Bebauungsplanes liegt insbesondere in der Ausweisung eines Mischgebietes 
nach § 6 Baunutzungsverordnung (BauNVO) und eines Gewerbegebietes nach § 8 
BauNVO sowie in der Festsetzung von Straßenverkehrsflächen zur Sicherung der 
Erschließung. Die Baugebiete werden dabei im Hinblick auf die zulässigen 
Nutzungen und das Maß der baulichen Nutzung in einzelne Teilflächen gegliedert. 
Hinzu kommen Festsetzungen zur Feinsteuerung zulässiger Nutzungen und 
baulicher Anlagen innerhalb der Teilbaugebiete. Der Bebauungsplan setzt für seinen 
Geltungsbereich in Anlehnung an die bestehende Nutzungsstruktur und die 
ausgeübten Nutzungen großräumig Gewerbegebiet i.S.d. § 8 BauNVO fest, sodass 
das Plangebiet auch künftig für gewerbliche Nutzungen zur Verfügung stehen wird 
und auch weitestgehend dem produzierenden und weiterverarbeitenden Gewerbe 
sowie sonstigen gewerbegebietstypischen Nutzungen vorbehalten bleibt. Das 
Gewerbegebiet ist hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung sowie der 
zulässigen Nutzungen in insgesamt 11 Teilbaugebiete (Nr. 1 bis 11) unterteilt, um 
somit die künftige städtebauliche Entwicklung hinreichend steuern zu können.  
 
Mit der Ausweisung eines eingeschränkten Gewerbegebietes südlich der Feldstraße 
und östlich der Waldstraße wird das städtebauliche Ziel verfolgt, auch im Hinblick auf 
immissionsschutzrechtliche Gesichtspunkte perspektivisch eine Abstufung der 
gewerblichen Nutzungen über die zur Ausweisung gelangenden Teilbaugebiete des 
Mischgebietes bis hin zu den angrenzenden Wohnnutzungen zu erreichen. 

1. 

2. 

3. 
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Insofern wird das städtebauliche Ziel verfolgt, auch im Hinblick auf 
immissionsschutzrechtliche Gesichtspunkte perspektivisch eine Abstufung der 
gewerblichen Nutzungen über die zur Ausweisung gelangenden Teilbaugebiete des 
Mischgebietes bis hin zu den angrenzenden Wohnnutzungen zu erreichen. Mithin 
kann dem Trennungsgrundsatz des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) Rechnung getragen werden und der Bebauungsplan schafft, etwa durch 
die Festsetzung eines Gewerbegebietes ohne jegliche Nutzungseinschränkungen, 
aufgrund der bestehenden Gemengelage und dem Aneinandergrenzen 
unterschiedlicher Nutzungsgefüge keinen immissionsschutzrechtlichen Konflikt, der 
plangegeben im Ergebnis ungelöst bleiben muss.  
 
Die Ausweisung von eingeschränktem Gewerbegebiet erfolgt insofern ausschließlich 
in den Übergangsbereichen, in denen bei uneingeschränkter bauplanungsrechtlicher 
Zulässigkeit gewerblicher Nutzungen im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 
dem Trennungsgrundsatz und dem Gebot der planerischen Konfliktbewältigung nicht 
mehr hinreichend Rechnung getragen werden kann. Hingegen entspricht es weder 
den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt Weiterstadt, noch den 
Anforderungen und Erfordernissen der konkreten örtlichen Situation mit den 
berechtigten Interessen und privaten Belangen der Grundstückseigentümer sowie 
der ansässigen Gewerbebetriebe, die vorgenommene Einschränkung auf die 
gesamten Teilbaugebiete des Gewerbegebietes auszudehnen. Zudem sind hierfür 
auch die erforderlichen städtebaulichen Gründe nicht zu erkennen, während nach 
dem Trennungsgrundsatz auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ein 
Nebeneinander von Mischgebiet und (uneingeschränktem) Gewerbegebiet auch 
nach der Wertung des Gesetz- und Verordnungsgebers, die ihrem Niederschlag in 
den entsprechenden Baugebietskategorien und Zulässigkeitskatalogen der 
Baunutzungsverordnung gefunden hat, bauleitplanerisch grundsätzlich möglich ist.  
Die gesetzliche Regelung zum Rücksichtnahmegebot nach § 15 Abs. 1 BauNVO, 
nach der die in den §§ 2 bis 14 BauNVO aufgeführten baulichen und sonstigen 
Anlagen im Einzelfall unzulässig sind, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder 
Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen und auch dann 
unzulässig sind, wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, 
die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung 
unzumutbar sind, oder wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt 
werden, bleibt indes unberührt und kann insbesondere in sog. Gemengelagen im 
Einzelfall auf der dem Bebauungsplan nachgelagerten Baugenehmigungsebene 
Konflikte zwischen konfligierenden Nutzungen verhindern. 
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Zu 3: Die vorgebrachten Hinweise und Anregungen werden in der Abwägung 
berücksichtigt; die Stadt Weiterstadt hält jedoch nach Abwägung aller Belange 
i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Planung in der bisherigen Form weiterhin fest. 
 
Verwiesen wird auf die vorgenannten Ausführungen zu (1) und (2). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


